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Entsprechend dem Betriebsführungsvertrag für den Bereich Abwasser hat sich die Holding Graz verpflichtet, 

die erforderlichen Investitionsmaßnahmen in das städtische Abwassersystem im Namen und auf Rechnung 

der Stadt Graz gesamtverantwortlich durchzuführen. 

Während die unterjährigen Investitionen der Holding in das städtische Abwassersystem bisher mit dem 

Budgetbeschluss des Gemeinderates generell aufwandsgenehmigt wurden, sind für mehrjährige Projekte 

Projektgenehmigungen durch den Gemeinderat erforderlich. Die Geschäftsstücke dafür werden auf Antrag 

der Holding durch die Stadtbaudirektion eingebracht. 

Daher beantragt die Stadtbaudirektion in der AOG 2018 - 2020 eine Projektgenehmigung in Höhe von 

€ 2.900.000,- und begründet dies wie folgt: 

Ausgangs I age: 

Aufgrund des Bevölkerungszuwachses in Graz ist die Leistungsfähigkeit der Kläranlage erreicht. Um der 

zukünftigen Bevölkerungsentwicklung und den gesetzlichen Anforderungen der Abwasserreinigung zu 

entsprechen, muss die Kläranlage erweitert werden. Es wurde in Abstimmung mit der Wasserrechtsbehörde 

eine Grundlagenermittlung in Auftrag gegeben. 

Im Zuge der Grundlagenermittlung wurde ein Maßnahmenpaket mit Ausbauzeitplan erarbeitet, um einen 

konsensmäßigen Betrieb gewährleisten zu können. Auf Basis dieses Maßnahmenpaketes forderte die 

Wasserrechtsbehörde eine Fertigstellung der Erweiterung bis 2023. In einer Grobkostenschätzung wurden für 

die Erweiterung und Sanierung der Kläranlage Herstellungskosten in Höhe von 40,5 Mio Euro ermittelt. In 

einem ersten Schritt sollen nun die Planungsleistungen ausgeschrieben und beauftragt werden. 

Planungsbeschluss: 

Zur Erhöhung der Kostensicherheit soll das gegenständliche Projekt im Sinne des Präsidialerlasses Nr. 17 /2002 

in einem zweistufigen Beschlussverfahren abgewickelt werden, wobei als erster Schritt ein Planungsbeschluss 

erforderlich ist. 

Ziel des gegenständlichen Projektplanungsbeschfusses ist die Erstellung detaillierter Projektunterlagen, die zur 

Erlangung sämtlicher Bewilligungen erforderlich sind und die eine aussagekräftige Projektkostenermittlung als 

Basis für die endgültige Projektgenehmigung ermöglichen. 

Geplant ist seitens der Holding, dass das Projekt „Erweiterung u. Sanierung der Kläranlage der Stadt Graz" im 

Herbst 2019 zur endgültigen Projektgenehmigung dem Gemeinderat vorgelegt wird. förderansuchen werden 

im Zuge der Detailplanung gestellt. 








